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Die grüne Bezirksbürgermeisterin 
Monika Herrmann ist der Mei-

nung, dass Drogendealer genauso in 
den Görlitzer Park gehören wie Sonnen-
anbeter und Familien mit Kindern. Hier 
sind rechtschaffene Bürger fassungslos 
und mit Recht empört. Frau Herrmann 
meint, es wäre Kreuzberger Kultur, alle 
alles machen lassen zu können. Hier 
scheint es ihr auch egal, was die Mehr-
heit, die Anwohner, meint. Sie können 
das politische Signal an Kriminelle, die 
sich alles erlauben können, zu Recht 
nicht nachvollziehen. Sie sind es aber, 
deren Blumenkästen als Drogenverste-
cke genutzt werden, die man bedroht, 
wenn sie oder ihre Kinder keine Drogen 
kaufen wollen, oder die auf dem Weg 
vom U-Bahnhof nach Hause sexuell be-
lästigt werden. Man könnte meinen, 
Frau Herrmann wolle die Anarchie, das 
Recht des Stärkeren. Dabei sind es die 
Schwächeren, die unsere Demokratie 
schützen soll.

Diese mutmaßlich schützen wollte 
unsere Sozialsenatorin Elke 

Breitenbach (Linke). Sie vertritt noch 
immer die Auffassung, dass Polizisten 
Flüchtlingsunterkünfte zwecks Ab-
schiebung nur noch mit einem richterli-
chen Durchsuchungsbeschluss betre-
ten dürfen. Dabei beruft sie sich auf ein 
Hamburger Gerichtsurteil, welches 
noch nicht letztinstanzlich durchge-
klagt wurde. Damit missachtet sie das 
Aufenthaltsgesetz, ein Bundesgesetz. 
Am Rande seien hier insbesondere die 
– zugegebenermaßen sperrigen – Para-
grafen 50 und 58 erwähnt, wobei in § 58 
Abs. 5 erwähnt wird: „Soweit der 
Zweck der Durchführung der Abschie-
bung es erfordert, kann die die Ab-
schiebung durchführende Behörde die 
Wohnung des abzuschiebenden Aus-
länders zu dem Zweck seiner Ergrei-
fung betreten, wenn Tatsachen vorlie-
gen, aus denen zu schließen ist, dass 
sich der Ausländer dort befindet …”. Im 
Einklang mit dem Betreten der Woh-
nung zum Zwecke der Abschiebung 
verkennt die Sozialsenatorin, dass Ab-
schiebungen nur nach einer rechtskräf-
tigen Entscheidung eines Verwaltungs-
gerichts durchgeführt werden, wenn 
Betroffene nicht freiwillig ausreisen. 

Bauernstadl der Berliner Politik
Meinen Kolleginnen und Kollegen des 
„Arbeitsgebietes interkulturelle Aufga-
ben” (AGIA) unterschwellig Willkür zu 
unterstellen, ist anmaßend!

Viele Wohnheimbetreiber arbei-
ten seit Jahren vertrauensvoll 

mit der Polizei zusammen. Die Weisung 
von Frau Breitenbach hat Unruhe ge-
stiftet, auch innerhalb des Senats, der 
auch, ohne neue Felder aufzumachen, 
genug zu tun haben sollte. Es war rich-
tig, dass Innensenator Andreas Geisel 
(SPD) da die Luft herausgenommen 
und bis zur Klärung auf Bundesebene 
nachgegeben hat. Auch wenn es für 
die AGIA in der Praxis eine bessere Lö-
sung hätte geben müssen, als auf gut 
Glück nachts herauszufahren. Wir sind 
dankbar, dass Innenstaatssekretär 
Torsten Akmann unmittelbar nach dem 
Inkrafttreten des neuen Bundesgeset-
zes am 21. August reagiert und die 
Rückkehr zur alten Verfahrensweise 
angeordnet hat. Ein politischer Trep-
penwitz, dass am Folgetag ein Heim-
betreiber direkt mit der Sozialsenatorin 
sprechen wollte und ihr Staatssekretär 
sich mit Blick auf die neue Gesetzesla-
ge einschaltete, so dass abgeschoben 
werden konnte.

Nach der Sommerpause kam dann 
noch Justizsenator Dirk Beh-

rendt (Grüne) mit seinem Entwurf zu 
einem neuen Landes-Anti-Diskriminie-
rungsgesetz (LADG) um die Ecke. Be-
troffene können Anzeige erstatten, 
wenn sie das Gefühl haben, durch insti-
tutionelles Handeln diskriminiert wor-
den zu sein – ohne jegliche Beweise und 
Begründung. Mitarbeiter des öffentli-
chen Dienstes müssen dann beweisen, 
dass sie diskriminierungsfrei handelten. 
Für uns Polizisten erst einmal nicht so 
schlimm, da unser Handeln eh immer 
hinterfragt wird und sich die Kollegen 
die Finger wund schreiben, wenn auch 
nur jemand einen Vorwurf aufwirft. Ent-
scheidend ist die dann auf dem Papier 
festgehaltene Beweislastumkehr, die 
Behrendt im Kampf gegen die Organi-
sierte Kriminalität bisher stets markig 
abgelehnt hat. Da lachen sich Kriminel-
le letztlich ins Fäustchen und ganz ne-
benbei sehen wir hier auch nicht wirk-
lich Handlungsbedarf.

Die gewählten Politikerinnen  oder 
gar die genannten politischen 

Parteien müssen sich den Vorwurf ge-
fallen lassen, dass sie der Normenerosi-
on – die Schwächung von Tabus und das 
immer öfter fehlende Einhalten von Re-
geln – erheblich befeuern. Sie haben, 
wie alle Bürgerinnen und Bürger, Ge-
setzesregeln einzuhalten und nicht nach 
Gutsherrenart zu regieren. Als Vorbil-
der scheinen sie weniger geeignet. Die-
ser schlechte Bauernstadl lässt uns Poli-
zisten mit einem Gefühl der echten 
Ratlosigkeit zurück, was „die da ma-
chen" – erwähnt sei hier noch einmal 
die ausstehende Novellierung des 
ASOG oder die Einführung eines Poli-
zeibeauftragten. Mit beidem würde 
man womöglich sehen, dass die Polizei 
gar nicht so diskriminierend vorgeht – 
Stichwort Bodycams. Das Berufsethos 
eines Polizisten wird arg gebeutelt, 
wenn wir wie im Görli für nix und wie-
der nix arbeiten, uns dem Vorwurf der 
Diskriminierung gegenüber vermeint-
lich kriminellen Schwarzafrikanern aus-
gesetzt sehen oder darüber diskutieren, 
ob wir genau jene Kriminellen abschie-
ben oder nicht. Aber genau das möch-
ten die rechtschaffenen Bürgerinnen 
und Bürger dieser Stadt, egal welcher 
Herkunft oder Religionszugehörigkeit: 
das Einhalten und Durchsetzen von Ge-
setzen! Die Bürgerinnen und Bürger 
möchten mit dem Gefühl der Sicherheit 
leben und zu jeder Tageszeit durch Ber-
lin wandeln können, ohne Angst zu ha-
ben. Aus genannten Gründen könnte 
man als Polizist noch eines draufsetzen, 
wenn man sich in seiner Amtsführung 
fast gedemütigt wähnt, Recht und Ge-
setz dienstlich, als Bürgerin oder Bürger 
oder auch aus tiefster persönlicher 
Überzeugung durchsetzen zu müssen 
zu und wollen – auf politischer Ebene 
aber in Stich gelassen wird oder vorab 
(aufgrund vermeintlich diskriminieren-
den Verhaltens) verurteilt wird. Da 
überlegt man sich zweimal, ob und wie 
man agiert bzw. einschreitet.

In diesem politischen Diskurs 
bleibt Deine GdP am Ball! Wie ist 

Deine Meinung dazu? Schreibe uns an 
meinung@gdp-berlin.de. 

 Dein Norbert Cioma
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Seit April des vergangenen Jahres 
leitet Frau Dr. Barbara Slowik die 
Polizei Berlin. In den letzten einein-
halb Jahren ist einiges passiert und 
auch so manches befindet sich derzeit 
in Planung und Umsetzung. Wir haben 
mit unserer Polizeipräsidentin über  
die Sicherheit in der Hauptstadt, die 
Strukturreform, die Zusammenarbeit 
mit der Politik und uns als Gewerk-
schaft sowie ihre Ideen für die Zukunft 
gesprochen.

DP: Liebe Frau Dr. Slowik, gehen Sie 
immer noch nicht auf dem Tempelhofer 
Feld joggen?

S: Ich gehe generell überall in der 
Stadt joggen. Das war eine schöne Kla-
motte, die jemand gezielt in die Welt ge-
setzt hat, um den falschen Eindruck zu 
erwecken, dass ich weit weg von der 
Realität leben würde.

DP: Können Sie denn nachvollzie-
hen, dass so etwas besonders im media-
len Fokus steht, wie auch der versuchte 
Einbruch bei Ihnen?

S: Medial kann ich das verstehen, 
aber ich bedauere wirklich, dass es so 
viel Raum eingenommen hat. Beim 
Tempelhofer Feld sehe ich eine klare In-
tention dahinter, den Kollegen auf den 
Abschnitten verdeutlichen zu wollen, 
dass es am Platz der Luftbrücke eine 
Präsidentin gibt, die sich nicht mal vor 
die eigene Tür traut.

DP: Fühlen Sie sich denn sicher in 
der Hauptstadt?

S: Ich fühle mich sehr sicher. Es gilt 
aber in jeder Großstadt die Augen offen 
zu halten und das Portemonnaie sicher 
zu verstauen.

 DP: Sie sind jetzt fast eineinhalb Jah-
re im Amt, resümieren Sie doch mal die 
vergangenen 17 Monate! 

S: Erst mal kann ich sagen, dass mir 
dieses Amt Freude macht. Auch die gro-
ße Verantwortung für die 26.000 Men-
schen, die in der Polizei arbeiten, und 
ihre Aufgaben macht mir Freude. Ich 
habe es geahnt, war aber dennoch er-
staunt von der wahnsinnigen Breite der 
Leistungen, die tagtäglich erbracht wer-
den und auch vom Teamgeist innerhalb 
der Belegschaft. Diese große Familie ist 
wirklich beeindruckend. Es ist ein gro-
ßer Unterschied, 26.000 Leute zu führen 

Im Gespräch mit  
Polizeipräsidentin Dr. Slowik

statt 16 wie vorher beim BMI. Die Um-
stellung ist mir aber nicht so schwerge-
fallen. Man darf auch nicht vergessen, 
dass nicht ich allein den ganzen Appa-
rat führe, da gibt es viele Verantwortli-
che auf unterschiedlichen Ebenen, die 
mir die Gesamtsteuerung erleichtern.

DP: Was haben Sie bisher erreicht, 
wo liegen die Ziele?

S: Wir haben jetzt eine andere Ge-
sprächs- und Kritikkultur, auch wenn 
sie noch nicht komplett so strukturiert 
ist, wie ich es mir vorstelle. Wir sind 
dabei, mit der Strukturreform ein gan-
zes Stück weiterzukommen, Füh-
rungs- und Dienststrukturen zu bün-
deln, um im ganz schmalen Kreis 
effizient entscheiden zu können und 
so den Output für die Bürgerinnen und 
Bürger zu erhöhen, z. B. durch die 
Brennpunkteinheit. Ich denke, ich 
habe auch viel beim Thema Personal 
angestoßen. Bei meiner Amtsübernah-
me war die Polizeibehörde Berlin arg 
gebeutelt – der Anschlag auf dem 
Breitscheidplatz, die Schießstände etc. 
– Jetzt befinden wir uns in ruhigerem 
Fahrwasser. Es geht auch in der Kam-
pagne „Wir können Hauptstadt“ dar-
um, die Kolleginnen und Kollegen 
wieder davon zu überzeugen, dass sie 
enorm viel leisten und dass sie darauf 
stolz sein können, auch wenn nicht al-
les positiv ist. Wir haben uns mit vielen 
Problemen auseinanderzusetzen, die 
Stichwort „Sparzwänge“ aus der Ver-
gangenheit resultieren. Trotz dieser 
Rahmenbedingungen leisten Berlins 
Polizistinnen und Polizisten jeden Tag 
über Soll.

DP: Reden wir mal über diese Rah-
menbedingungen, z. B. beim Personal. 
Was wäre so ihre Wunschzahl?

S: Sie kennen die politische Zielzahl 
für den nächsten Doppelhaushalt, die 
liegt bei knapp 19.000, das ist realis-
tisch. Wir müssen auch die Kapazitäten 
an PA und HWR bedenken. Bei Voll-
zugskräften ist das ausreichend und 
hilft uns weiter. Ich habe aber noch an-
dere Bereiche im Blick, die die Politik 
nicht wirklich sieht: Verwaltung, IT-
Fachkräfte und Biochemiker sowie die 
Beschäftigten in den unteren Einkom-
mensgruppen, ohne die Polizei nicht 
funktioniert. Wenn ich im Bereich Kin-
desmissbrauch keine Schreibkräfte 
habe, die die audiovisuelle Verneh-

mung auf Papier bringen, bleiben Fälle 
liegen.

DP: Mal abgesehen davon, dass wir 
alle nicht sagen können, was definitiv 
in fünf Jahren ist. Was würden Sie sa-
gen, wenn Sie sich heute eine Zahl 
wünschen könnten?

S: 20.000 Polizeivollzugsbeamte, 
30.000 Menschen in der Polizei.

DP: Wie sieht es mit gesetzlichen 
Rahmenbedingungen aus?

S: Die ASOG-Änderung ist seit Ewig-
keiten im Gespräch, unsere Forderun-
gen decken sich mit denen der SPD, das 
wissen Sie. Für mich ein zentraler Punkt 
wären veränderte Grundlagen für TKÜ-
Maßnahmen; bei den Bodycams zum 
Schutz meiner Kolleginnen und Kolle-
gen sind wir auf einem guten Weg.

 DP: Welche Rolle hat Berlins Polizei-
präsidentin, ist sie eine politische Poli-
zistin, eine Lobbyistin, wie autark ist 
sie in ihren Entscheidungen?

S: Zuallererst bin ich Chefin der 
26.000 Kolleginnen und Kollegen und 
damit der Fürsorge verpflichtet und der 
Gewährleistung der Sicherheit in dieser 
Stadt. Ich muss für das Personal, Mittel 
und Liegenschaften sorgen, mit Ge-
werkschaften und Personalvertretun-
gen im Gespräch sein, mit Medien im 
Austausch stehen. Am Ende des Tages 
muss ich natürlich einen engen Kontakt 
mit der Politik pflegen und da für unse-
re Interessen eintreten, in Richtung 
Fachaufsicht mit Fachlichkeit beraten. 

Polizeipräsidentin Dr. Barbara Slowik
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arbeit offen kommuniziert. Wie 
gestaltet sich die generelle Zusam-
menarbeit?

S: Das Verhältnis zu den Gewerk-
schaften gestaltet sich vertraulich. Ich 
verfolge ohnehin das Credo, im Ge-
spräch zu bleiben, auch mit allen Ge-
werkschaften. Sie wissen, dass der Ge-
samtpersonalrat bei bestimmten 
Ausgestaltungen von Regeln der An-
sprechpartner ist. Mit diesem, und da 
finden sich die Gewerkschaften ja wie-
der, haben wir gemeinsam etwas hinbe-
kommen und da war die GdP sicher 
maßgeblich beteiligt. Was ich schätze 
und was ich auch suche, ist die kritische 
und vor allem konstruktive Begleitung 
von Maßnahmen.

DP: Sind Sie denn auch mal glück-
lich, wenn wir etwas anschieben, wo 
Sie als Behördenleiterin vielleicht nicht 
weiterkommen?

S: Absolut und das ist für mich eine 
zentrale Aufgabe der Gewerkschaften. 
Die GdP muss Themen der Polizei in der 
Politik und der Gesellschaft deutlich 
machen und genau das machen Sie ja 
auch regelmäßig.

DP: Die GdP hat ja letztlich auch ei-
nen Anteil daran, dass die ZOS-Kolle-
gen endlich Twin-Jacken bekommen? 
Sind 150 Euro Kleiderbudget ausrei-
chend und braucht Berlin nicht wieder 
ein eigenes Warenhaus?

S: Das mit dem Kleiderbudget hat 
mich auch etwas gewundert, aber wir 
haben genauer hingeschaut und fest-
gestellt, dass viele Kollegen ein Budget 
angehäuft haben. Das hat mich er-
staunt, aber es ist eine Tatsache. Natür-
lich aber müssen wir das Thema flexib-
ler angehen und nach den Belangen 
einzelner Dienstbereiche differenzie-
ren – z. B. bei der Fahrradstaffel, bei 
der wir überlegen, mit Gutscheinen zu 
arbeiten. Auch die Möglichkeit, das 
Budget persönlich aufzustocken, kann 
ein denkbarer Weg sein. Ob wir das mit 
Brandenburg weiterführen, erörtern 
wir auch gerade.

DP: Schauen wir mal ein wenig nach 
vorne: Beim Personal wird ein Auf-
wuchs in Aussicht gestellt, gleichzeitig 
sollen in den nächsten Jahren weit über 
10.000 Kolleginnen und Kollegen die 
Polizei Berlin verlassen. Wie weit nach 
vorne schauen wir wirklich, funktio-
niert das Personalmanagement bei der 
Berliner Polizei oder gibt es Optimie-
rungsbedarf?

S: Sie müssen Personalmanagement 
immer wieder neu konzeptionieren, 
weil sich die Rahmenbedingungen stän-
dig verändern. Grundsätzlich sind wir, 

was die Nachwuchsgewinnung angeht, 
gut aufgestellt. Die Planung, wie wir die 
10.000 Personalabgänge ausgleichen 
plus die 2.000 bis 3.000 Stellen, die wir 
zusätzlich an Bord holen wollen, ist so-
weit klar. Die Aufgabe fängt aber weiter 
vorne an. Wir müssen Menschen dafür 
gewinnen, in die Ausbildung zu gehen. 
Da haben wir in letzter Zeit vieles ge-
macht, auch und vor allem dank Frau 
Knapp und ihrem Team. Hier müssen 
wir aber noch mehr den Fokus darauf 

richten, damit wir geeignete und gute 
Leute bekommen. Der Markt ist hart, 
eine bundeseinheitliche Besoldung ist 
dringend nötig, um die unsägliche Kon-
kurrenz innerhalb des öffentlichen 
Dienstes zu vermeiden. Dieser Konkur-
renzkampf ist wegen der Konkurrenz 
mit der Wirtschaft nicht haltbar, da kön-
nen vielleicht auch die Gewerkschaften 
etwas Kraft investieren. Dies gilt gerade 
besonders für Fachkräfte, bei denen der 
Markt sehr ausgedünnt ist. Ich bin über-
zeugt, dass wir nicht jede Kompetenz 
selbst aufbauen können, sondern hier 
mit dem Bund und Brandenburg darü-
ber sprechen müssen, ob nicht ein Be-
reich bestimmte Kompetenzen aufbaut 
und man sich dann gegenseitig mit 
Kompetenzen versorgt.

DP: Nehmen Sie uns bitte mal mit auf 
eine Arbeitswoche einer Polizeipräsi-
dentin!

S: Meine Arbeitswoche würde den 
Rahmen hier sprengen. Es gibt aber 
auch nicht den einen gewöhnlichen 
Arbeitstag, jeder ist anders. Ich kann 
grob sagen, dass er so zwischen 7 Uhr 
und 7:30 Uhr hier im Präsidium be-
ginnt, manchmal schon mit einem ers-

ten Gespräch. Um 8:30 Uhr ist Mor-
genlage und dann geht es schon ganz 
unterschiedlich weiter. Mal wird eine 
Imagekampagne vorgestellt, dann 
wieder sitzt man auf einem Podium, 
führt Gespräche mit dem GPR oder 
Gewerkschaftern. Mir sind Dienststel-
lenbesuche wichtig, die können the-
matisch sein wie zuletzt im Görli oder 
bei der Betrachtung einer Liegen-
schaft, aber eben auch, weil ich die 
Dienststellen besser kennenlernen 
möchte. In jeder Woche gibt es natür-
lich auch Fixpunkte – Sicherheitsge-
spräche mit dem Senator, unser Lei-
tungsgremium, Gespräche mit der PG 
Struktur, externen Besuchern, Vereini-
gungen, Pressevertretenden. Am 
Abend und auch am Wochenende gibt 
es ebenfalls viele Möglichkeiten, die 
ich wahrnehmen kann – Einladungen 
anderer Polizeien, oder auch NGOs. 
Ich bin zudem Schirmherrin von unse-
rem Polizeichor und dem Polizeisport-
verein. Sie sehen, mir wird nicht lang-
weilig, und Sie können sich auch 
sicher sein, dass der Tag nicht beendet 
ist, wenn ich das Präsidium verlasse. 
Telefonisch bin ich rund um die Uhr 
erreichbar, das ist mein Selbstver-
ständnis.

DP: Wie ist es im Urlaub, können Sie 
da abschalten?

S: Ich habe eingangs gesagt, dass mir 
die Aufgabe Freude macht. Deshalb 
lege ich Polizei Berlin auch nicht weg, 
wenn ich im Urlaub bin. Ich will wissen, 
was passiert. Selbstverständlich versu-
che ich aus dem Off, nicht so viel in die 
Behörde hineinzusteuern, weil es das 
für meinen Vertreter nicht gerade einfa-
cher macht. Aber gerade beim Thema 
Presse bin ich schon dran und gebe 
dann auch mal eine Bitte oder einen 
Hinweis durch. 

DP: Abschließende Frage: Der Berli-
ner Senat stellt der Polizei 100 Millio-
nen Euro zur freien Verfügung bereit – 
wo würde Frau Dr. Slowik sie 
ausgeben?

S: Super. Im Grunde würde ich alles 
weitermachen, was ich schon begonnen 
habe. Bei 100 Millionen Euro würde ich 
zunächst unsere Liegenschaften in ganz 
anderem Stil sanieren und deren Sicher-
heit anders und nachdrücklicher betrei-
ben. Dann würde ich in den IT-Bereich 
investieren, um das Leben der Kollegin-
nen und Kollegen zu erleichtern, Geld 
in Personal und die Ausstattung ste-
cken, Wohnraum ...

DP: Da dürften die 100 bereits aufge-
braucht sein. Dankeschön für das Inter-
view.

 Fotos: Polizei Berlin
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AUS DEN BEZIRKSGRUPPEN

Am 22. August trafen sich die 
Vertrauensleute der Bezirksgruppe 
Direktion 4 zu ihrer jährlichen 
Klausurtagung und ein prominenter 
Besucher mischte fleißig mit. Innen- 
und Sportsenator Andreas Geisel 
(SPD) diskutierte mit den Anwesen-
den über seine Halbzeitbilanz und 
hatte ein offenes Ohr für unsere 
Anliegen. Unser Gast machte schnell 
deutlich, weshalb ihm der Ruf eines 
ehrlichen und selbstkritischen 
Politikers vorauseilt. Ohne Schönfär-
berei erzählte Geisel, was ihm von 
Beginn an für die aktuelle Amtsperio-
de wichtig war und welche Heraus-
forderungen er auf die nächste 
Legislaturperiode schieben musste. 
Seine zentralen Themen für die 
Gegenwart: Personal, Ausrüstung 
und Bezahlung.

Der kurze Draht zum Menschen 
funktioniert nur mit mehr Personal

Bei seinem Amtsantritt im De-
zember 2016 hatte unsere Poli-

zei Berlin 16.701 Stellen im Polizeivoll-
zugsdienst. Mit Stand Mai 2019 sind 
es derer 17.373. Bis 2024 sollen es 
dann 18.900 sein. Zur Wahrheit gehö-
re aber auch, erklärte Andreas Geisel, 
dass Berlins Bevölkerung seit 2001 um 
400.000 Einwohner gewachsen sei, 
und damit auch die Einsatzzahlen für 
Berlins Polizei gestiegen seien. Daher 
sorge der bisherige Personalzuwachs 
lediglich dafür, dass die ohnehin star-
ke Belastung im Dienst nicht noch 
weiter ausufert.

Auch deshalb wurden Ausbil-
dungskapazitäten im mittleren 

und gehobenen Dienst ans maximale 
Limit geführt. Allein damit sei es aber 
nicht getan. So stellte Geisel auch klar, 
dass es nicht nur um die Gewinnung 
von neuem Personal gehe, sondern 
eben auch um die Kolleginnen und 
Kollegen, die sich bereits im Dienst be-
finden. So zum Beispiel die Kontaktbe-
reichsbeamten, die vielerorts nicht nur 
mehrere Kontaktbereiche zu betreuen 
haben, sondern aufgrund der zu kur-
zen Personaldecke regelmäßig Basis-
dienste in den Dienstgruppen besetzen 

Halbzeitbilanz des Innensenators 
 Andreas Geisel zu Gast bei der Bezirksgruppe Direktion 4

müssen. Damit 
schwinde das ei-
gentliche Credo 
des Kontaktbe-
reichsbeamten – 
der kurze Draht 
zu den Menschen 
in seinem Be-
reich. Damit die 
Kolleginnen und 
Kollegen im Voll-
zugsdienst aber 
überhaupt die 
Möglichkeit ha-
ben, ihren Aufgaben nachzukommen, 
müsse auch in einen Personalzuwachs 
im Bereich der Verwaltungsbeamten 
und der Tarifbeschäftigten investiert 
werden, die eine unverzichtbare Arbeit 
im Backoffice leisten und „den Laden 
am Laufen halten“, so Geisel. Dass ge-
rade bei Würdigung der tagtäglich ho-
hen Schlagzahl Kolleginnen und Kolle-
gen zehn Jahre, 15 Jahre oder gar noch 
länger auf ihre Beförderung warten 
müssen, sei nicht akzeptabel. Ebenso 
wenig die Tatsache, dass manche Be-
amtinnen und Beamten als Obermeis-
ter in den Ruhestand gehen. „Das darf 
uns nicht mehr passieren“, sagte der 
Innensenator und stellte sich damit in-
haltlich voll hinter das Forderungspa-
pier unserer GdP-Bezirksgruppe Dir 4. 

Strukturreform notwendig,  
aber mit Sorgfalt

Selbstverständlich verlor Andreas 
Geisel auch ein paar Worte zur 

aktuell geplanten Strukturreform, bei 
der in jedem Fall „Sorgfalt vor Ge-
schwindigkeit“ gilt, die aber im Rah-
men weiterer Veränderungen nach PG 
EES nötig sei, um die Polizei hand-
lungsfähig zu machen. Die Schaffung 
einer Direktion, die sich mithilfe einer 
eigenen Einsatzeinheit den Brenn-
punkten und der Clankriminalität 
widmet, halte er für den richtigen 
Weg, um den Rechtsstaat im Kampf 
gegen die organisierte Kriminalität 
gut aufzustellen. Dazu gehöre auch, 
dass die „Brennpunkt-Einheit“ grund-
sätzlich nicht für andere Einsatzlagen 
in der Stadt herangezogen werde.

Keinen Hehl machte unser Gast 
daraus, dass die Investitionen in 

Ausstattung und Ausrüstung teilweise 
Maßnahmen umfassten, die schon vor-

her eine Selbstverständlichkeit hätten 
sein müssen. Eine personenbezogene 
Schutzweste für jede Kollegin und je-
den Kollegen sowie die Ausstattung 
mit einer neuen Waffe seien wichtige 
Maßnahmen, die aber schon vor Jah-
ren hätten erledigt werden müssen. 
Die zweite Ausbaustufe des Digital-
funks, mit der dann rund 100 Basissta-
tionen, also doppelt so viele wie aktu-
ell, für eine wesentlich bessere 
Abdeckung sorgen werden, werde 
2021 fertiggestellt. Geisel erklärte, 
dass aber auch eine Lösung für die 
netzblockierenden Gebäude gefun-
den werden müsse. Notfalls sei eine 
gesetzliche Regelung erforderlich. Zu 
den bereits 2.500 mobilen Endgeräten 
werden noch im August 2019 1.200 
weitere Geräte hinzukommen. Bei den 
benannten Praxisproblemen mit der 
VU-App musste dann auch Geisel ein 
gequältes Lächeln aufsetzen und um 
Geduld bitten.

Seit 2016 hat sich für die Polizei 
Berlin und ihre Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sehr viel getan. Geisel 
weiß das, bleibt aber eher selbstkritisch 
und verspricht keine Himmelsschlös-
ser, eine Selbstbeweihräucherung hat 
der Innensenator nicht nötig. Ihm ist 
daran gelegen, dass die Realität scho-
nungslos auf den Tisch kommt, um 
dann Lösungen zu erarbeiten. Eine 
Mentalität, die sich noch nicht gänzlich 
bei allen Führungskräften der Polizei 
Berlin durchgesetzt hat, so der GdP-
Dir-4-Vorsitzende Steve Feldmann. Da-
her brauche es auch weiterhin eine 
starke GdP und hartnäckige Beschäf-
tigtenvertretungen. Den vollständigen 
Bericht zum Besuch des Senators fin-
dest Du auf der Homepage der GdP 
Berlin/Bezirksgruppe Direktion 4.

 Steve Feldmann

Innensenator Geisel inmitten unserer Bezirksgruppe Dir 4.  Foto: GdP




